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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 49 Ausgegeben Danzig, den 29. Mai 1935 
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130 Zweite Verordnung 
zur Förderung der Eheſchließungen. 
Vom 23. Mai 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Verordnung zur Förderung der Eheſchließzungen vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 341) wird 
wie folgt geändert: 
1. 8 1 erhält folgende Faſſung: 

„(I) Danziger Staatsangehörigen kann auf Antrag ein Eheſtandsdarlehen im Betrage bis zu 
eintauſend Gulden gewährt werden. Der Antrag auf Gewährung des Eheſtandsdarlehens kann 
erſt nach Beſtellung des ſtandesamtlichen Aufgebots und muß vor Eingehung der Ehe geſtellt 
werden. Die Hingabe des Betrages erfolgt erſt nach erfolgter Eheſchließung. Vorausſetzung für 
die Gewährung des Eheſtandsdarlehens iſt, daß: 

a) die künftige Ehefrau innerhalb der letzten zwei Jahre vor Stellung des Antrages mindeſtens 
neun Monate lang im Gebiet der Freien Stadt Danzig in einem Arbeitnehmerverhältnis 
geſtanden hat, 

b) die künftige Ehefrau ihre Tätigkeit als Arbeitnehmerin, falls ſie dieſe im Zeitpunkt der Stel⸗ 
lung des Antrages nicht bereits aufgegeben hat, noch vor der Empfangnahme des Ehe⸗ 
ſtandsdarlehens aufgibt, 

c) die künftige Ehefrau ſich verpflichtet, eine Tätigkeit als Arbeitnehmerin ſolange nicht aus⸗ 
zuüben, als der Ehemann Einkünfte im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes von mehr als 
125,— Gulden monatlich bezieht und das Eheſtandsdarlehen nicht reſtlos getilgt iſt, 

d) die Ehe im Intereſſe der Volksgemeinſchaft liegt. 

Die unter Buchſtabe a) bezeichnete Tatſache iſt nachzuweiſen, die unter Buchſtabe b) bezeich⸗ 
nete Tatſache iſt glaubhaft zu machen. 

(2) Die Beſchäftigung im Haushalt oder Betrieb von Verwandten aufſteigender Linie gilt 
nur dann als Arbeitnehmertätigkeit im Sinne des Abſatzes (1) Buchſtabe a), wenn infolge der 
Aufgabe dieſer Beſchäftigung eine fremde Arbeitskraft für dauernd eingeſtellt worden iſt. 

(3) Der Antrag auf Gewährung des Eheſtandsdarlehens iſt bei derjenigen Gemeinde zu 
ſtellen, in deren Bereich der künftige Ehemann ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Dieſe Gemeinde gibt den Antrag beim Vorliegen der Vorausſetzungen in Abſatz 1 Buchſtaben 
a) bis c) an die Senatsabteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik weiter. Dieſe 
entſcheidet endgültig über den Antrag. 

(4) Das Eheſtandsdarlehen wird an den Ehemann gegeben. Im Falle der Gütertrennung 
wird jedem der Ehegatten die Hälfte des Eheſtandsdarlehens gegeben.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 6. 1935) 
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2. § 3 erhält folgende Faſſung: 

„() Die Hingabe des Eheſtandsdarlehens erfolgt in Form von Bedarfsdeckungsſcheinen. Dieſe 
berechtigen zum Erwerb von Möbeln und Hausgerät in allen einſchlägigen Geſchäften und 
Handwerksbetrieben im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Die Bedarfsdeckungsſcheine werden den 
Verkaufsſtellen durch die Staatshauptkaſſe in bar eingelöſt. Sie ſind nicht übertragbar und weder 
beim Darlehnsnehmer noch bei der Verkaufsſtelle pfändbar. 

(2) Die Bedarfsdeckungsſcheine dürfen zur Bezahlung von Hausgerät und Möbeln, die bereits 
vor Stellung des Antrages auf Gewährung eines Eheſtandsdarlehens gekauft find, nicht ver⸗ 
wendet werden. 

(3) An den mit Bedarfsdeckungsſcheinen rechtmäßig (Abs. 2) erworbenen Möbeln — nicht 
Hausgerät — wird bis zur reſtloſen Tilgung des Eheſtandsdarlehens ein geſetzliches Pfandrecht 
für die Freie Stadt Danzig begründet. Das geſetzliche Pfandrecht entſteht auch dann, wenn ein 
Pfandrecht nach 8 811 Z. P. O. nicht entſtehen würde. 


8 2 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


131 Dritte Verordnung 
zur Ergänzung und Durchführung der Verordnung zur Förderung der 
Eheſchließungen vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 341). 
Vom 23. Mai 1935. 
Auf Grund des § 8 Abſ. 2 der Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen vom 29. Juli 
1933 (G. Bl. S. 341 in der Faſſung der Zweiten Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen vom 
23. Mai 1935 (G. Bl. S. 683) wird folgendes beſtimmt: 


Artikel ! 


§ 1 der Zweiten Verordnung zur Ergänzung und Durchführung der Verordnung zur Förderung 
der Eheſchließungen vom 3. Oktober 1933 (G. Bl. S. 481) wird aufgehoben und der erſte Abſatz im 
§ 2 durch folgenden Abſatz (1) erſetzt: 

„Die Tatſache, daß die künftige Ehefrau innerhalb der letzten zwei Jahre vor Stellung 
des Antrages auf Gewährung eines Eheſtandsdarlehens mindeſtens neun Monate lang im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig in einem Arbeitnehmerverhältnis geſtanden hat, iſt durch eine Beſchei⸗ 
nigung des Arbeitgebers nachzuweiſen. In der Beſcheinigung iſt auch zu beſtätigen, daß ein Ver⸗ 
wandtenverhältnis im Sinne des $ 1 Abſ. 2 der Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen 
nicht beſteht oder, wenn es beſteht, daß infolge der Aufgabe des Arbeitnehmerverhältniſſes die 
Einstellung einer fremden Arbeitskraft für dauernd nachweislich erfolgt iſt. Beſtehen Zweifel hin⸗ 
ſichtlich der Richtigkeit der Angaben über die Beſchäftigung als Arbeitnehmerin, ſo können Beſchei⸗ 
nigungen der Krankenkaſſe oder des Arbeitsamtes gefordert werden. Dieſe Beſcheinigungen ſind 
gebührenfrei auszuſtellen.“ 


Artikel II 
8 4 Buchſtabe a) erhält folgende Faſſung: 
„wenn die Ehe bei Stellung des Antrages bereits geſchloſſen iſt. Haben Antragſteller, die in der 
Zeit nach dem 1. Auguſt 1932 geheiratet haben, ihren Antrag bis zum 15. Juni 1935 bei 
der für ſie zuſtändigen Gemeindebehörde eingereicht, ſo können noch Eheſtandsdarlehen gewährt 
werden;“. 
Artikel III 
§ 8 erhält folgende Faſſung: 
„J) Die Gemeindevorſteher und der Polizeipräſident in Danzig haben jeden bei ihnen ein⸗ 
gegangenen Antrag darauf zu prüfen, ob: ١ 
a) die auf den Vordrucken für Anträge und Arbeitgeberbeſcheinigungen vorgeſchriebenen An⸗ 
gaben und Erklärungen vollzählig und ordnungsgemäß gemacht find; 


b) ein mindeſtens neunmonatiges Arbeitnehmerverhältnis im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
innerhalb der letzten zwei Jahre vor Stellung des Antrages beſtanden hat und ob dieſes 
aufgegeben it; 

c) ein ſtandesamtliches Aufgebot vorliegt; 

d) die Arbeitnehmertätigkeit im Haushalt oder Betrieb von Verwandten aufſteigender Linie 
erfolgt und gegebenenfalls eine fremde Arbeitskraft für dauernd eingeſtellt worden iſt. 

(2) Bei nichtordnungsmäßigen oder unvollſtändigen Angaben oder Erklärungen (Abſ. 1 a) 
haben die genannten Dienftitellen (Abſ. 1) für beſchleunigte Heilung der Mängel Sorge zu tragen. 

Im Falle die Arbeitnehmertätigkeit noch nicht aufgegeben iſt, ſind die Antragſteller darauf 
hinzuweiſen, daß eine Auszahlung des Darlehens vor Aufgabe der Beſchäftigung nicht erfolgt. 

(3) Ergibt die Prüfung, daß die Vorausſetzungen zu Abſ. 1 b) und c) nicht gegeben find 
oder die Ehe — mit Ausnahme der in Artikel 2 für die Übergangszeit beſonders geregelten Ehen 
— bereits geſchloſſen oder einer der Antragſteller nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte iſt, 
ſo haben die Dienſtſtellen den Antrag abzulehnen und die Ablehnung den Antragſtellern zu 
Händen des Ehemannes oder zukünftigen Ehemannes bekannt zu geben. Gegen den ablehnenden 
Beſcheid iſt ein Rechtsmittel nicht gegeben. 


Artikel IV 


In 8 2 Abf. (3) und Abf. (4) werden in der erſten Zeile die Worte: „Ehefrau oder“ geſtrichen. 
۱ In 8 4 Buchſtaben b), e) und d) iſt vor den Worten: „Ehegatten“ das Wort: „künftigen“ ein⸗ 
zufügen. ۱ 

In 8 5 Abſ. (1) find in der letzten Zeile die Worte: „beide Ehegatten“, in Abſ. (2) Zeile 4 die 
Worte: „Ehemann oder“ zu ſtreichen. ٴ‎ 

In 8 6b) find die Worte: „Ehefrau oder“ zu ſtreichen. 

In 8 14 Abf. (1) find in Zeile 4 die Worte: „Ehemannes oder“ zu ſtreichen; in Abſ. (2) Zeile 1 
vor dem Wort: „Ehegatten“ das Wort: künftigen“ zuzufügen und die Worte: „leben oder“ zu ſtreichen, 
desgleichen in Zeile 2 und 3 die Worte: „Ehegatten oder“. 

In § 17 Abf. (1) find in der erſten Zeile hinter dem Wort: „Ehe“ hinzuzufügen: „nach Stellung 
des Darlehnsantrages“. 

Artikel V 

8 21 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 

„Er kann auch, wenn das Eheſtandsdarlehen zwar bereits bewilligt, aber noch nicht ausgezahlt 

iſt, die Bewilligung zurückziehen oder den Betrag des Darlehens kürzen, wenn er nach deſſen 

Bewilligung aus dem Verhalten der Antragſteller die Überzeugung gewinnt, daß der Zweck des 

Darlehens nicht oder nur unvollkommen erreicht wird.“ 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. ٤ 


132 Verordnung 
über Anderung von Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, 
Oſterreich und Polen). 
Vom 23. Mai 1935. 
Vom 1. Juni 1935 ab werden die Gebühren für die nachbezeichneten Sendungen im Poſtverkehr 
nach dem Ausland (außer Deutſchland, Öfterreih und Polen) wie folgt feſtgeſetzt: 
r ee 
E DE WERE ͤ a aaa an £ 
nach der Tſchechoſlowakei 
11111111 ²˙ AA E O EEE ad ee 35 P 
für jeher weibiren OO n N tod 11 0 HUG 25 P 
Do en nahe e lod Hao جتوسوزی تفر‎ lied. m ii S ben W R 
wit matwortlar te „ . 001 . K eg RB 


nach der Tſchechoſlowakei 
einfache dana. sink d neee ao Ap iN. 0,06 
mit Antwort karte n اتی‎ era 85 40 P 


Druckſachen“) für je O0 gg نے‎ 8 P 
Blindenſchriftſendungen für je 1000 g. rb 
Geſchäftspapiere für je 50 ggg... 8 P 
mindeſtens n 40 P 
Warenproben für je 50 g 8 P 
چا کی ہر ںہ‎ Eee ےہ 6 ال جو وا رر ا لا پک ار ار‎ » al 16 P 
Miſchſendungen (zufammengepadte Druckſachen, Warenproben und Ge- 
ſchäftspapiere) für je 50 g 8 P 


mindeſtens, wenn die Sendung mur Druckfachen und Warenproben 
ABE ور ئا وس و یں سی‎ e RER A WIR 


ſonſt mindeſtens nn 40 P 
Päckchen (ſoweit nach einzelnen Ländern zugelaſſen) 

MER en. ug tal, nene MOTI 7300, eme 15 P 

D DE RR FRE IN بای سس می بی‎ 80 P 
Einſchreiben 8 + 30 P 


Rückſchein und Auszahlungsſchein 
a) falls bei der Einlieferung verlangt . eee 50 P 
b) falls nachträglich verlangt . » e.... 80 P 
VV 
a) bei Briefſendun ges 10ک تم‎ e 80 P 
b) bei Pafeten سپ تی‎ Sar 840صو سس‎ 2135 P 
E ہر‎ RR TE 0او‎ 00۶: 7 80 P 
D e ͤ / = ہے بی ہے تی‎ 80 P 
Unguftellbarteitsmeldbung » » » er nr nor nn 80 P 
Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 Fm n 35 P 
„ LIB 
(dazu die Einſchreibegebühr (30 p) und die Verſicherungsgebühr in 
bisheriger Höhe) 
Poſtanweiſungen (auch nach Polen und Oſterreich) 

FFF (ia Di een CED ‘OED پنیا 2ی‎ Mike 
über 20 „ ee he وا رم یہ‎ × 
r eee, را پچ‎ E 
%%% جاک می‎ beles رفا جک رود‎ LE IR 
für jede weiteren 20 O meht. اس وہر یب‎ o ام‎ E موہ‎ 
jedoch nach Großbritannien und den Gebieten, nach denen die 

engliſche Poſtverwaltung den Poſtanweiſungsverkehr vermittelt, 
für jede weiteren 20 G meh) 20 P 
Nachnahmeſendungen, feſte Gebühr, 
a) wenn der eingezogene Betrag durch Poſtanweiſung übermittelt 
enn ےووہ مت جا مم‎ wehorbart „werben. Tiefe A 
b) wenn der eingezogene ‚Betrag auf ein Poſtſcheckkonto im Beſtim⸗ 
mungsland der Sendung gutgeſchrieben werden ſolIl. 40 P 
(dazu die Steigerungsgebühr in bisheriger Höhe) 
Poſtaufträge, Einziehungs⸗ und Vorzeigegebü ht. 40 P. 

Die entſprechenden Angaben der Verordnung über Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland 
(ausſchließlich Deutſchland, Oſterreich und Polen) vom 24. Januar 1925 (G. Bl. S. 13) und der Ver⸗ 
ordnung über Anderung von Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, Oſter⸗ 
reich und Polen) vom 23. September 1925 (G. Bl. S. 254) und vom 13. Dezember 1934 (G. Bl. 
S. 822) treten gleichzeitig außer Kraft. 3ئ‎ : 


Danzig, den 23. Mai 1935. ۱ ۱ 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


5 ) Im Verkehr nach Ländern, die ſich damit einverftanben erklärt haben, wird für beſtimmte Arten von Druckſachen 
eine ermäßigte Gebühr von 8 P für je 100 8 erhoben. der 1 


80 P 
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133 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen. 
Vom 16. Mai 1935. 


Vom 20. Mai 1935 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen 
Grundgebühr Wortgebühr 


G 17 G ۲ 
a) Gewöhnliche Telegramme — 25 سے‎ 15 
b) Dringende Telegramme. 3 — 25 — 30 
c) Preſſetelegramme 3 
1. gewöhnliche | le — 25 کے‎ 8 
— انت ھھتھھا‎ hr — 2⁵ — 16 
d) Blitztele gramme — 25 1 50 
e) Brieftelegramme, Mindeſtgebühr für 25 Wör⸗ 
ter 1,50 G (25 P Grundgebühr + 100 P 
Wortgebühren), jedes weitere Wort 5 P. — 25 — 5 
1) eee 
— 25 سے‎ 10 
4 legende : 1 für 5. 8+ | a rat DT 


Die Verordnung betreffend Anderung der 6 im Verkehr mit Polen vom 
. September 1934 (G. Bl. S. 721) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 16. Mai 1935. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Gejepblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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